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Einstellung von geforderten Geldbeträgen / Konzern Bund
Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin, sehr geehrte Damen und Herren 
1. Ausgangslage / Geschichte des Bundesstaates Schweiz:
Die Geschichte der Schweiz als Bundesstaat beginnt mit der Annahme der Bundesverfassung von 1848. Vorläufer der modernen Schweiz waren die seit dem Ende des 13. Jahrhunderts als lockerer Bund organisierte Alte Eidgenossenschaft, die von 1798 bis 1803 bestehende zentralistisch aufgebaute Helvetische Republik sowie die 1803 gegründete und 1815 neu organisierte «Schweizerische Eidgenossenschaft».

Wichtige Grundlinien in der Schweizer Geschichte sind der ausgeprägte Föderalismus und seit dem Zweiten Pariser Frieden von 1815 die internationale Neutralität, beruhend auf den Entscheidungen des Wiener Kongresses. Die Schweizerische Eidgenossenschaft wurde nach dem Sonderbundskrieg am 12. September 1848 durch die Annahme einer Bundesverfassung in den bis 2021 existierenden Bundesstaat mit der Bundesstadt Bern umgewandelt. Als offizielle Bezeichnung weiterhin «Schweizerische Eidgenossenschaft» bzw. «Confoederatio Helvetica» verwendet.

2. Der Bund als Konzern / Mutation privatrechtliche Gesellschaft
Spätestens seit dem Jahr 2021 wird der Bund in der konsolidierten Rechnung (KRB) als Konzern bezeichnet.1 Im Zuge der Privatisierung (Post CH Netz AG, Swissgrid AG, RUAG AG u.ä) scheint der Bund, wie er 1848 als staatlich organisierter Bundesstaat konstituiert wurde, zu einem privatwirtschaftlichen Konzern mutiert zu sein. Der eindeutige Wortlaut in der KRB «Der Bund als Konzern2», macht diese Mutation vom Bundesstaat zu einem privatwirtschaftlichen Konzern deutlich. Besonders in der Finanzrechnung sind Begriffe von zentraler Bedeutung.

Weder das Schweizerische Parlament noch das Schweizerische  Volk wurden vom Bundesrat über diese Mutation öffentlich in Kenntnis gesetzt. Auch eine parlamentarische Abstimmung oder eine Volksbefragung hat dazu nie stattgefunden. 

3. Die Bundesunternehmen
 In der konsolidierten Rechnung (KRB) des Jahres 2021 ist auf Seite 5 von sogenannten «Bundesunternehmen2» die Rede. Dieser Wortbegriff setzt sich in den darauf folgenden KRB bis dato fort. Dieser Begriff deutet unmissverständlich auf die Mutation von einstigen Bundesämter zu privaten Unternehmen hin. Die Bedeutung ergibt sich expressis verbis aus dem Wort «Bundesunternehmen» von selbst. Ein öffentliches Amt im Dienste der Gesellschaft kann nicht gleichzeitig ein privatwirtschaftliches und gewinnorientieres Unternehmen sein und visa versa. Der Bundesrat als vermeintliche Konzernleitung, bzw. die Eidgenössische Finanzverwaltung, dokumentiert diesen einseitigen Vertragsübergang vom Bund zum Konzern aus eigener Feder.

4. Rechtliches


4.1 Steuern
Während der Bundesstaat, wie er bis 2021 existierte, noch als Staat und nicht als Unternehmen konstituiert war, war der Einzug von Steuern gemäss den Gesetzen und Verordnungen zur direkten Bundessteuer (DBST) mit einer rechtlich genügenden Grundlage versehen. Mit der Mutation des Bundes zu einem Konzern — und der von Bundesämtern zu «Bundesunternehmen» — fehlen den Steuergesetzen und Verordnungen zur Bundessteuer die rechtliche Grundlage. Ohne rechtliche Grundlage, auch wenn sie in der Vergangenheit bestanden hat, erscheint die fortlaufende Forderung von Steuern gegenüber der Bevölkerung rechtswidrig. Unter diesen Voraussetzungen müsste der Konzern Bund zudem im öffentlichen Handelsregister (Zentraler Firmenindex Zefix) eingetragen werden.

Im Fall der Kantone sieht die Ausgangslage anders aus, obschon die meisten Kantone den Finanzabschluss bereits als «Geschäftsbericht» bezeichnen. 

4.2  Mutation des Bundes zur einfachen Gesellschaft
Mit der Mutation des Bundes, vom Bundesstaat zum Konzern, handelt es sich aus meiner Sicht um eine einfache Gesellschaft, wie sie in Art. 530 bis 551 des Schweizerischen Obligationenrechts (OR Allgemeiner Teil) festgehalten ist. Die einfache Gesellschaft ist die einfachste Form einer Personengesellschaft. Es ist die vertragsmässige Verbindung von zwei oder mehreren Personen zur Erreichung eines gemeinsamen Zweckes mit gemeinsamen Kräften oder Mitteln. Allerdings benötigt dieser Vertragsübertragung die Einwillliung beider Parteien, also den Steuerzahlenden und dem Konzern Bund. Einfache Gesellschaften werden oft nur für eine gewisse Zeit gegründet, z.B. ein Baukonsortium, das sich nach Fertigstellung des Bauwerks wieder auflöst. Wie lange die einfache Gesellschaft «Konzern Bund» bestehen soll, müsste die Konzernleitung und somit der Bundesrat schriftlich ausformulieren.

4.3 Steuern nicht ohne Gesetz bei Vertragsübergang / Konzernleitung Bund
Ob die Bevölkerung durch die Mutation, aus Sicht der Konzernleitung Bund, ohne deren Willen in ein stillschweigendes Arbeitsverhältnis gezwungen wurde, müsste im engeren Sinne betrachtet werden. Wäre dies der Fall, müsste der Konzern Bund einwilligenden Personen einen Arbeitsvertrag zukommen lassen. Ohne Zweifel ist die Forderung von öffentlich-rechtlichen Steuern rechtswidrig, wenn der Bund zum Konzern und damit zu einer privaten Gesellschaft mutiert ist. (OR 261 Abs. 1, OR 263 Abs. 3, OR 292, OR 333 Abs. 1, VVG 54 Abs. 11, LPG 14, ZGB 121, PartG 32, FusG 75 ff., PRG 17). Siehe auch (UNIDROIT Principles of International Commercial Contracts 2004 (PICC)3
Im Schweizerischen Recht gilt das Prinzip der Vertragsfreiheit. Es bedeutet, dass Verträge grundsätzlich frei vereinbart werden. Eine Vertragsübernahme oder -änderung bedarf daher der Zustimmung aller beteiligten Parteien. Wie bereits erwähnt, geschah der Vertragsübergang durch den Bund einseitig und schleierhaft. Damit ist der heimliche Akt der Vertragsübertragung ohne Einwilligung und Unterzeichnung der Gegenpartei erfolgt. Steuerforderungen durch den «Konzern Bund» und durch «Bundesunternehmen» gelten damit in causa als nichtig.

5. Fazit
Infolge der klandestinen Mutation des Bundesstaates Schweiz in eine einfache Gesellschaft, sehe ich aufgrund der Gesetzeslage nicht ein, wieso ich weiterhin Geldbeträge in Form von mutmasslichen Bundessteuern an diese private Gesellschaft zahlen soll. Spenden will ich angesichts der demokratiefeindlichen und rechtswidrig handelnden Konzernleitung (WHO Verträge – EU Unterwerfungsvertrag - Falschaussagen u.ä) ebenfalls nicht.

Ich versichere Ihnen meine vorzügliche Abgeklärtheit

Unterschrift............................................
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